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Transparency Deutschland begrüßt Informationsfreiheitssatzung der Stadt Augsburg

Transparency Deutschland begrüßt Informationsfreiheitssatzung der Stadt Augsburg<br /><br />Die Antikorruptionsorganisation Transparency
International Deutschland begrüßt, dass der Augsburger Stadtrat eine Informationsfreiheitssatzung erlassen hat. Nach München, Nürnberg, Würzburg,
Regensburg, Ingolstadt, Fürth und Erlangen führt mit Augsburg auch die drittgrößte der acht bayerischen Großstädte ein Informations- und
Akteneinsichtsrecht für die Bürgerinnen und Bürger ein. Damit verfügen alle bayerischen Großstädte über eine Informationsfreiheitssatzung.<br />"Politik
und Verwaltung sind zu Transparenz verpflichtet", mahnt Heike Mayer, Leiterin der Arbeitsgruppe Informationsfreiheit von Transparency Deutschland und
Sprecherin des Bündnis "Informationsfreiheit für Bayern". "Die Akten müssen offengelegt werden - bei Kommunal- und auch bei Landesbehörden. Die
Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht darauf zu wissen, wofür ihre Steuergelder eingesetzt werden, was entschieden wird und wie Entscheidungen
zustande kommen." Transparency Deutschland hat das Bündnis "Informationsfreiheit für Bayern"im Jahr 2004 gemeinsam mit Mehr Demokratie, der
Humanistischen Union und weiteren Bündnispartnern gegründet.<br />Mit der Satzung erhalten Bürgerinnen und Bürger das Recht, Auskünfte und
Informationen der Stadt zu erfragen und Akteneinsicht zu beantragen. Bei größerem Verwaltungsaufwand sollen allerdings Gebühren anfallen. "Die
Verwaltungsgebühren sind so zu gestalten, dass sie das Informationsrecht der Bürgerinnen und Bürger nicht behindern. Einfache Auskünfte und die
Akteneinsicht bei geringem Verwaltungsaufwand sollten grundsätzlich kostenlos sein", so Heike Mayer.<br />Bayern gehört mit Baden Württemberg,
Hessen, Niedersachsen und Sachsen zu den Bundesländern, die noch über kein Informationsfreiheitsgesetz verfügen. Das Bündnis "Informationsfreiheit
für Bayern" hat daher ein Modell einer kommunalen Informationsfreiheitssatzung erarbeitet, mit dem Städte und Gemeinden im eigenen Wirkungskreis
Transparenz schaffen können. 2009 hat die Marktgemeinde Prien (Oberbayern) als erste Kommune diesen Schritt gewagt. Seit 2011 hat auch die
Landeshauptstadt München eine entsprechende Satzung, die anderen bayerischen Großstädte sind dem gefolgt. Bayernweit haben über 60 Kommunen
inzwischen ein "Gläsernes Rathaus" geschaffen.<br />Zum "Bündnis Informationsfreiheit für Bayern"<br /><br />Kontakt<br />Dr. Heike Mayer<br
/>Leiterin Arbeitsgruppe Informationsfreiheit<br />Dr. Christian Humborg<br />Geschäftsführer<br />Transparency International Deutschland e.V.<br
/>Tel.: 030/ 54 98 98 0<br /><img src="http://www.pressrelations.de/new/pmcounter.cfm?n_pinr_=574006" width="1" height="1">
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